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EU-Zollreform auf der Zielgeraden 

DSLV warnt vor hohen Haftungsrisiken für Spediteure 

Berlin, 30. März 2026. Die Einigung von Europäischem Parlament und 
Rat auf eine Reform der EU-Zollunion wird vom DSLV Bundesverband 
Spedition und Logistik grundsätzlich begrüßt. Perspektivisch werden 
dadurch Zollprozesse modernisiert, harmonisiert und beschleunigt – 
und der Logistikstandort Europa gestärkt. Gleichzeitig warnt der DSLV 
vor erheblichen Haftungsrisiken für Speditionen, die als indirekte Zoll-
vertreter auftreten, und mahnt Nachbesserung an. 

Die neue Europäische Zollbehörde (EUCA) und die zentrale EU-Zollda-
tenplattform sorgen für effizientere Zollverfahren und mehr Transpa-
renz im EU-Binnenmarkt. Wirtschaftsbeteiligte werden Zollinformatio-
nen künftig nur noch einmal einreichen müssen. Ebenfalls positiv ist die 
stärkere Einbindung von Online-Plattformen in die zollrechtliche Ver-
antwortung. Die ab Juli 2026 wirksame Streichung der Zollfreigrenze für 
Kleinsendungen und die Einführung eines pauschalen Einfuhrzolls bis 
zur vollständigen Inbetriebnahme des EU-Data-Hubs sorgen für mehr 
Fairness im Wettbewerb zwischen traditionellem Handel und E-Com-
merce. 

Trotz dieser Fortschritte hat die Reform einen schweren Konstruktions-
fehler. „Verantwortung wird nach dem Prinzip der Greifbarkeit verteilt, 
nicht nach Verschulden“, kritisiert Jutta Knell, stellvertretende Hauptge-
schäftsführerin des DSLV. „Der indirekte Zollvertreter kann von den Zoll-
behörden als ‚einzige verantwortliche Person' herangezogen werden, 
obwohl er auf die Deklaration seines Auftraggebers und den Sendungs-
inhalt keinen Einfluss hat. Speditionen für Pflichten haftbar zu machen, 
die außerhalb ihrer Kontrollmöglichkeiten liegen, ist weder sachgerecht 
noch praktikabel.“ 

Besonders problematisch ist die Haftungsverteilung beim E-Commerce: 
Würden Speditionen die indirekte zollrechtliche Stellvertretung für On-
line-Handelsplattformen außerhalb der EU übernehmen, müssten sie 
für sämtliche, auch nicht-fiskalische Compliance-Risiken milliarden-
schwerer Plattformbetreiber haften. Knell warnt: „Das ist insbesondere 
für mittelständische Speditionshäuser nicht tragbar.“ 

Gemeinsam mit seinem europäischen Dachverband CLECAT drängt der 
DSLV deshalb auf eine Korrektur der Haftungsregelungen und eine klare 
Zuweisung der Verantwortung an die tatsächlichen Marktakteure. Kri-
tisch ist, dass die Europäische Kommission die notwendigen Durchfüh-
rungsvorschriften noch nicht veröffentlicht hat. „EU-Parlament und Rat 
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haben mit ihrer Einigung einen richtigen Schritt vollzogen, allerdings 
ohne die Verfahrensdetails oder den Zeitplan für die Umsetzung zu ken-
nen“, so Knell. „Die Zollreform muss praktikabel sein und Spediteure als 
kompetente Zolldienstleister stärken, statt sie mit unverhältnismäßigen 
Risiken zu belasten. Andernfalls werden sich viele Unternehmen aus der 
indirekten Stellvertretung zurückziehen. Die Importabwicklung würde 
dadurch nicht verbessert, sondern gefährdet.“ 

 

Als Spitzen- und Bundesverband repräsentiert der DSLV durch 15 regionale 
Landesverbände die verkehrsträgerübergreifenden Interessen der 2.500 füh-
renden deutschen Speditions- und Logistikbetriebe, die mit insgesamt 600.000 
Beschäftigten wesentlicher Teil der drittgrößten Branche Deutschlands sind 
(Stand: Oktober 2025). Die Mitgliederstruktur des DSLV reicht von global agie-
renden Logistikkonzernen, 4PL- und 3PL-Providern über größere, inhaberge-
führte Speditionshäuser (KMU) mit eigenen LKW-Flotten sowie Befrachter von 
Binnenschiffen und Eisenbahnen bis hin zu See-, Luftfracht-, Zoll- und Lager-
spezialisten. Der DSLV ist politisches Sprachrohr sowie zentraler Ansprechpart-
ner für die Bundesregierung, für die Institutionen von Bundestag und Bundes-
rat sowie für alle relevanten Bundesministerien und -behörden im Gesetzge-
bungs- und Gesetzumsetzungsprozess, soweit die Logistik und die Güterbeför-
derung betroffen sind. 


